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Richtlinie zum Thüringer Konsolidierungsfonds für ‘
kleine und mittlere Unternehmen

1 Zuwendungszweck. Rechtsgrundlage

Auf der Grundlage der 23,44 der Thüringer Landeshaus-
haltsordnung (ThürLHO), der 55 49, 49 a des Thüringer Verwal-
tungsverfahrensgesetzes, der zurzeit in Thüringen geltenden
Vemraltungsvorschriften zu 55 23, 44 ThürLHO sowie des Haus-
haltsgesetzes in derjeweils gültigen Fassung gewhrt die Thürin—
ger Aufbaubank (TAB) im Auftrag des Thüringer Ministeriums für
Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft (TMWWDG)
Darlehen zur Konsolidierung an struktur- und mittelstands-
politisch bedeutsame Unternehmen in Thüringen, die sich in wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten befinden.

v

Das Programm soll zur Strkung und Verbesserung der regio—
nalen Wirtschaftsstruktur beitragen. Durch die Darlehen soll der
Bestand von Unternehmen mit grundstzlich positiven Entwick—
lungschancen am Markt auf Dauer gesichert werden und die--

Wettbewerbsfhigkeit vor allem der kleinen und mittleren Unter-
nehmen verbessert werden.

2 Antragsberechtigte

Die Darlehen werden kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
der gewerblichen Wirtschaft sowie Angehrigen wirtschaftsnaher
Freier Berufe mit Sitz oder Betriebssttte in Thüringen gewhrt.

Ein Unternehmen gilt im Sinne dieser Richtlinie als KMU, wenn
es zum Zeitpunkt der Antragsentscheidung die Denitionsmerk-
male für KMU der jeweils geltenden Empfehlung der Kommission
erfüllt‘.

Im Sinne dieser Richtlinie befindet sich ein Unternehmen dann
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten, wenn es auf kurze oder mitt-
lere Sicht so gut wie sicher zur Einstellung seiner Geschfts-
ttigkeiten gezwungen sein wird. wenn der Staat nicht eingreift.
Ein Unternehmen befindet sich daher dann in wirtschaftlichen
Schwierigkeiten, wenn mindestens eine der folgenden Voraus-
setzungen erfüllt ist:

- Im “Falle von Gesellschaften mit beschrnkter Haftung: Mehr
als die Hlfte des gezeichneten Stammkapitals ist infolge auf-
gelaufener Verluste verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn
sich nach Abzug der aufgelaufenen Verluste von den Rücklagen
(und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen den Eigen-
mitteln des Unternehmens zugerechnet werden) ein kumula-
tiver Betrag ergibt, der mehr als der Hlfte des gezeichneten
Stammkapitals entspricht.

- Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesell—
schafter unbeschrnkt für die Schulden der Gesellschaft haften:
Mehr als die Hlfte der in den Geschftsbüchern ausge-
wiesenen Ei9enmittel ist infolge aufgelaufener Verluste vier-
Iorengegangen.

— Unabhngig von der Rechtsform: Unternehmen, die aufgrund
außergewhnlicher und unvmhersehbarer Umstnde mit einem
akuten Liquidittsbedarf konfrontiert sind.
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Nicht antragsberechtigt sind:
- Unternehmen, die keine De-minimis—Beihilfen gemß Art. 1

De—minimis-VO2 erhalten knnen (dazu zhlen insbesondere die
Fischerei und Aquakultur sowie die Primrerzeugung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse),

'

- Unternehmen, die Gegenstand eines lnsolvenzverfahrens sind
oder die Voraussetzungen für die Erffnung eines |nsolven'zver-
fahrens erfüllen,

— Unternehmen/Freie Berufe der Forstwirtschaft (NACE 02.1),
des Gesundheits- Veterinr- und Sozialwesens, Apotheken,
Rechtsanwlte, Kreditinstitute und Versicherungen bzw. damit
verbundene Ttigkeiten.

Frdervoraussetzungen

Das Unternehmen hat ein tragfhiges Konzept zurWiederherstel—
lung der’Rentabilitt vorzulegen.

Die Hhe des beantragten Darlehens muss sich auf das für
die Konsolidierung unbedingt notwendige Mindestmaß unter
Berücksichtigung der verfügbaren Finanzmittel des Unterneh—
mens, seiner Anteilseigner oder der Unternehmensgruppe, der
es angehrt, beschrnken. Der Antragsteller muss aus eigenen
Mitteln, auch aus dem Verkauf von nicht betriebsnotwendigem
Vermgen oder Fremdfinanzierung zu Marktbedingungen, einen
Beitrag leisten. ‘ \

In der Regel betrgt der Beitrag bei kleinen Unternehmen min—

destens 25 % und bei‘mittleren Unternehmen mindestens 40 %.
Es muss sich um einen konkreten, d. h. tatschlichen Beitrag
handeln, ohne für die Zukunft emartete Gewinne.

Neuinvestitionen dürfen nur finanziert werden, wenn sie für die
Wiederherstellung der Rentabilitt notwendig sind.

Wiederholte Darlehensgewhrungen nach dieser Richtlinie sowie
den Vorgngerrichtlinien seit 01.01.2015 sind grundstzlich nicht
zulssig.

Art, Umfang und Hhe der Frderung

Die Darlehen werden den Unternehmen zu folgenden Konditio—
nen gewhrt:

- Der Hchstbetrag soll im Regelfall 2 Mio. EUR nicht überstei—
gen. Die Laufzeit betrgt max. zehn Jahre.

- Die Darlehen werden nach bis zu zwei tilgungsfreien Jahren in'
linearen Monatsraten getilgt.

— Der Zinssatz ist für die gesamte Laufzeit fest und jeweils monat-
lich fllig.

Im Rahmen des Programms ist eine Besicherung zu whlen, die
den Raum für die erforderliche weitere Kreditaufnahme nicht
unangemessen einschrnkt. Nachrangdarlehen werden nicht
gewhrt.

‘ Empfehlung der EU-Kommission vom 06.05.2003 (ABI. der EU L 124/36
vom 20.05.2003)

2 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 (ABI. der
EU L 352/1 vom 24.12.2013)
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5 Beihilferechtliche Bestimmungen

Darlehen nach dieser Richtlinie werden als De-minimis-Beihilfen
gem. der Verordnung über die Anwendung der Artikel 107 und
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europischen Union
auf De—minimis-Beihilfen (De-minimis-VO) in der jeweils gültigen
Fassung gewhrt.

Die Darlehen werden als sogenannte transparente Beihilfen
gem. Art. 4 Abs. 3 c) De-minimis-VO ausgestaltet, d. h. dass das
Bruttosubventionsquivalent auf der Grundlage des zum Bewilli-
gungszeitpunkt geltenden Referenzzinssatzes berechnet wird.

Smtliche einem einzigen Unternehmen im Sinne der De-mini—
mis-V0 gewhrten De-minimis-Beihilfen dürfen in einem Zeit-
raum von drei Steuer)ahren den Gesamtbetrag von 200.000 Euro
(100.000 Euro bei Unternehmen im Bereich des gewerblichen
Straßengüterverkehrs) nicht übersteigen. Der Antragsteller ist hin—

sichtlich dieses Hchstbetrages zur Offenlegung aller De—minimis—

Beihilfen dieses Zeitraums verpflichtet. ber die Hhe der
gewhrten Beihilfe wird dem Endkreditnehrner eine De-minimis-
Bescheinigung ausgestellt.

Verfahren

Antrge werden auf den dafür vorgesehenen Vordrucken bei der

Thüringer Aufbaubank
%

Gorkistraße 9
99084 Erfurt

eingereicht.

Die Antragsunterlagen knnen bei der TAB angefordert oder im
Internet unterwww.aufbaubank.de abgeruferi werden.

Die TAB verwaltet die Mittel.

Es gelten die Vorschriften des Strafgesetzbuches und des Sub-
ventionsgesetzes [insbesondere 5 264 StGB (Subventionsbetrug)
und 5 1 ThürSuva i. V. rn. @@ 2 — 6 Suva]. Sofern der Antrag-
steller unrichtige oder unvollstndige Angaben über subventions-
erhebliche Tatsachen macht oder Angaben über subventions-
erhebliche Tatsachen unterlsst, kann er sich gemß 5 264 StGB
wegen Subventionsbetrug strafbar machen. Subventionserheb—
lich im Sinne von € 264 des StGB sind Tatsachen, die nach

1. dem Subventionszweck,

2. den Rechtsvorschriften, Venualtungsvorschriften und Richt—
linien über die Subventionsvergabe sowie

3. den sonstigen Vergabevoraussetzungen

für die Bewilligung, Gewhrung, Rückforderung, Weitergewh—
rung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subven—
tionsvorteils erheblich sind und von der Bewilligungsbehrde als
subventionserheblich bezeichnet sind (5 2 Subventionsgesetz).

Die Frderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der ver—

fügbaren Mittel. Die Darlehenszusage ergeht auf privatrechtlicher
Grundlage.

Der Kreditnehmer weist die bestimmungsgemße Verwendung
der Frdermittel anhand eines Verwendungsnachweises nach.
Die Prüfung der bestimmungsgemßen Ven1vendung obliegt der
TAB. Die Frdermaßnahmen werden durch das TMWWDG einer
Zielerreichungskontrolle (Controlling) gemß den Verwaltungs-
vorschriften zu 5 23 ThürLHO unterzogen. Als Indikatoren für
die Zielerreichung dienen insbesondere der Bestand an Arbeits—
pltzen drei Jahre nach Zusage, der Bestand an Unternehmen,
welche fünf Jahre nach Zusage noch am Markt ttig oder deren
Darlehen komplett zurückgeführt sind, sowie die Anzahl der
gefrderten Unternehmen.
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Der Antragsteller hat sich zu verpflichten, dem TMWWDG, der
TAB, der Europischen Kommission, dem Thüringer Rechnungs-
hof oder von den vorgenannten Stellen Beauftragten über die
bestimr'nungsgemße Verwendung des Darlehens Auskünfte
zu erteilen und insoweit Einblick in ihre Geschftsunterlagen zu
gewhren.

Das TMWWDG ist gemß 5 44 und der Thüringer Rechnungshof
gemß 5 91 ThürLHO berechtigt, die bestimmungsgemße Ver-
wendung der Zuwendung zu überprüfen. Sie knnen die Prüfung
auch durch Beauftragte vornehmen lassen.

-7 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Unterzeichnung in Kraft und ist bis zum
Zeitpunkt des Auslaufens der beihilferechtlichen Grundlage
(De-minimis—VO) zuzüglich einer Anpassungsperiode von sechs
Monaten, mithin bis zum 30.06.2021 befristet. Sollte die beihilfe-
rechtliche Grundlage ohne relevante inhaltliche Vernderungen
.verlngert werden, verlngert sich die Laufzeit der Richtlinie
entsprechend, aber nicht über den 31.03.2023 hinaus. Sollte die
De-minimis—VO nicht verlngert und durch eine neue De—minimis-VO
ersetzt werden, oder sollten relevante inhaltliche Vernderungen
der derzeitigen De-minimis-VO vorgenommen werden, wird eine
den dann geltenden Freistellungsbestimmungen entsprechende
Nachfolge-Frderrichtlinie bis mindestens 31.03.2023 in Kraft
gesetzt werden. Gleichzeitig tritt die Richtlinie zum Frderpro—
gramm Thüringer Konsolidierungsfonds für kleine und mittlere
Unternehmen vom 21.12.2017 (Thüringer Staatsanzeiger Nr.
6/2018 vom 05.02.2018, S. 135 — 136) außer Kraft.

. Erfurt. den 13.03.2020

Wolfgang Tiefensee
_

Minister fürWirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft

Ministerium fürWirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft
Erfurt, 16.03.2020
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Ausschreibung zum XXIII. Innovationspreis Thürin-
gen 2020

Ziel des Wettbewerbes

Innovationen sind die Grundlage jeglichen Fortschritts und bilden
eine wesentliche Basis dauerhaft erfolgreicher Unternehmens-
entwicklung.

Mit dem Wettbewerb um den XXIII. Innovationspreis Thüringen 2020
soll die wirtschaftliche Bedeutung von zukunftsfhigen Innovationen
vor allem für kleine und mittelstndische Unternehmen (KMU) der
gewerblichen Wirtschaft und des Handwerks herausgestellt werden.


